
Aktenzeichen: 10 ABR 75/91
Bundesarbeitsgericht 10. Senat Beschluß vom 28. Oktober 1992

- 10 ABR 75/91 -
I. Arbeitsgericht Beschluß vom 26. März 1991

Wuppertal - 7 BV 80/90 -
II. Landesarbeitsgericht Düsseldorf Beschluß vom 09. Oktober 1991 

-11 TaBV 54/91 -
Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Sozialplanpflicht beim nachträglich gewählten Betriebsrat

Gesetz• BetrVG § 111, § 112 Abs. 4

Leitsatz:
Wird in einem Betrieb ein Betriebsrat erst gewählt, nachdem 
sich der Arbeitgeber zur Stillegung des Betriebes entschlos­
sen und mit der Stillegung begonnen hat, so kann der Be­
triebsrat auch dann nicht die Vereinbarung eines Sozialplanes 
verlangen, wenn dem Arbeitgeber im Zeitpunkt seines Ent­
schlusses bekannt war, daß im Betrieb ein Betriebsrat gewählt 
werden soll (im Anschluß an BAG Beschluß vom 20. April 1982 
- 1 ABR 3/80 - BAGE 38, 284 = AP Nr. 15 zu § 112 BetrVG 
1972).
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10 ABR 75/91
11 TaBV 54/91 Düsseldorf

Verkündet am 
28. Oktober 1992

Im Namen des Volkes!

B e s c h l u ßRange-Streck,
Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In dem Beschlußverfahren

unter Beteiligung

pp.
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hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Anhörung vom 28. Oktober 1992 durch den Vorsit­
zenden Richter Matthes, die Richter Dr. Freitag und Hauck 
sowie die ehrenamtlichen Richter Seyd und Kahler beschlos­
sen:

Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrates gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 
9. Oktober 1991 - 11 TaBV 54/91 - wird zurückge­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

A. Die B W GmbH & Co. KG, Wuppertal, (im
folgenden nur Arbeitgeber-KG) betrieb in mehreren Orten Nord­
rhein-Westfalens Filialgeschäfte, in denen Tabakwaren und andere 
Artikel verkauft wurden. Außerdem unterhielt sie in Wuppertal

einen Betrieb, von dem aus die Geschäftstätigkeit der 
Filialen verwaltet wurde. In diesem Betrieb waren mehr als 20 Ar­
beitnehmer beschäftigt. Persönlich haftende Gesellschafterin der 
Arbeitgeber-KG war die B w Verwaltungs-GmbH,
Wuppertal, Kommanditisten Familienmitglieder der Familie B
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Im Mai 1990 wurde das Unternehmen von dem Kaufmann G 
erworben. Er wurde Geschäftsführer der persönlich haftenden Ge­
sellschafterin und übernahm die Kommanditanteile. Diese Vorgänge 
wurden am 10. Juli und 24. August 1990 im Handelsregister (Amts­
gericht Wuppertal HR B und HR A ) eingetragen.

Am 22. Mai 1990 stellte sich der Kaufmann G in einer
Belegschaftsversammlung den Arbeitnehmern des Wuppertaler Be­
triebs als neuer Inhaber vor. Nach Darstellung des Betriebsrates 
soll der Kaufmann G dabei erklärt haben, die Arbeitnehmer
brauchten sich keine Sorgen um die Arbeitsplätze zu machen. Die 
Verwaltung bliebe in Wuppertal und würde vergrößert.

Am 23. Mai 1990 suchten Arbeitnehmer des Betriebes die DAG 
auf. Bei diesem Besuch soll ihnen geraten worden sein, einen Be­
triebsrat zu wählen. Der Sekretär der DAG soll am 2. Juli 1990 
dem Kaufmann G telefonisch mitgeteilt haben, daß die Be­
legschaft einen Betriebsrat wählen wolle und daß für eine Be­
triebsversammlung zur Wahl eines Wahlvorstandes eingeladen werde. 
Diese Betriebsversammlung fand am 23. Juli 1990 statt. Es wurde 
ein Wahlvorstand gewählt. Die Wahl des aus drei Mitgliedern be­
stehenden Betriebsrates fand schließlich am 21. September 1990 
statt.

Schon vorher, am 25. Juli 1990, hatte der Kaufmann G 
den Arbeitnehmern mitgeteilt, daß der Verwaltungsbetrieb in Wup­
pertal geschlossen werde, die Verwaltung der Gesellschaften werde 
zum Januar 1991 in Süddeutschland konzentriert.
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Zur B Gruppe gehörten - soweit bekannt - noch
die B GmbH & Co., Frankfurt, persönlich haftende Ge­
sellschafterin die B Vertriebs GmbH, Berlin, deren
Geschäftsführer zuletzt auch der Kaufmann G war, sowie die

B GmbH & Co., Berlin, persönlich haftende Gesell­
schafterin die B Verwaltungs-GmbH, deren Geschäfts­
führer ebenfalls zuletzt der Kaufmann G war.

Nach Darstellung der Arbeitgeber-KG war dem vorausgegangen, 
daß der Kaufmann G am 14. Juni 1990 einen Unternehmensbe­
rater beauftragt hatte, die Unternehmen zu begutachten. Dieser 
habe Anfang Juli dringend empfohlen, die Verwaltung zu konzen­
trieren und nur das Berliner Unternehmen bestehen zu lassen. Da 
der Kaufmann G seinen Wohnsitz in Süddeutschland gehabt
habe, sei dann am 20. Juli 1990 von den Gesellschaftern beschlos­
sen worden, den Wuppertaler Verwaltungsbetrieb aufzulösen und das 
Frankfurter Unternehmen nach Holzkirchen zu verlegen. Dort sei 
für Anfang 1991 der Bau neuer Geschäftsräume in Auftrag gegeben 
worden.

In der Folgezeit wurden am 10. und 31. Juli 1990 je ein Ar­
beitnehmer zum 15. Januar 1991, am 6. und 7. September 1990 je 
ein Arbeitnehmer zum 31. März 1991 und am 14. September 1990 
14 Arbeitnehmer zum 31. März 1991 gekündigt. Die Kündigung des 
Mietvertrages über die Geschäftsräume in Wuppertal erfolgte am 
21. September 1990.
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Im Oktober 1990 verlangte der Betriebsrat von der Arbeitge­
ber-KG Verhandlungen über einen Interessenausgleich und einen So­
zialplan. Solche Verhandlungen wurden von der Arbeitgeber-KG ab­
gelehnt. Der Betriebsrat hat daraufhin am 30. November 1990 das 
vorliegende Verfahren gegen die Arbeitgeber-KG anhängig gemacht 
und beantragt

festzustellen, daß die Einigungsstelle zur Auf­
stellung eines Sozialplanes anläßlich der geplan­
ten Betriebsstillegung zum 31. März 1991 in Wup­
pertal zuständig ist.

Er ist der Ansicht, die Arbeitgeberin habe sich erst zur 
Stillegung des Wuppertaler Betriebes entschlossen, als ihr am
2. Juli 1990 durch den Sekretär der DAG mitgeteilt worden sei, 
daß im Betrieb ein Betriebsrat gewählt werden solle. Von diesem 
Zeitpunkt an habe die Arbeitgeber-KG mit der Wahl eines Betriebs­
rates im Betrieb rechnen müssen und daher bei ihren Entscheidun­
gen über das Schicksal des Wuppertaler Betriebes die Existenz 
eines Betriebsrates und dessen Beteiligungsrechte berücksichtigen 
können.

Die Arbeitgeber-KG hat beantragt, den Antrag abzuweisen. Sie 
bestreitet, daß ihr am 2. Juli 1990 von einem Vertreter der DAG 
die Absicht mitgeteilt worden sei, daß im Betrieb ein Betriebsrat 
gewählt werden solle. Die Entscheidung, den Wuppertaler Betrieb 
stillzulegen, sei im Anschluß an das zunächst mündlich erstattete 
Gutachten des Unternehmensberaters allein aus Rationalisierungs­
gründen und mit Rücksicht auf den in Süddeutschland gelegenen

getroffen worden. Da zu diesem
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Wohnsitz des Kaufmanns G
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Zeitpunkt, am 20. Juli 1990, ein Betriebsrat im Betrieb noch 
nicht gewählt gewesen sei, könne der erst später gewählte Be­
triebsrat Beteiligungsrechte an dieser Betriebsstillegung nicht 
geltend machen.

Im Laufe des Verfahrens sind eine Reihe gesellschaftsrecht­
licher Änderungen erfolgt:

Die Firma des persönlich haftenden Gesellschafters der Ar- 
beitgeber-KG, ist aus " B W Verwaltungs-GmbH",
in die Firma "M Vertriebs-GmbH" geändert worden.
Der Sitz dieser Gesellschaft ist nach Holzkirchen verlegt worden. 
Die entsprechenden Eintragungen im Handelsregister sind am 
11. Juni 1991 erfolgt.

Der Kaufmann G hat seinen Kommanditanteil im Wege der
Sonderrechtsnachfolge auf die B GmbH & Co., Frank­
furt, übertragen. Diese Gesellschaft hat ihren Sitz ebenfalls 
nach Holzkirchen verlegt.

Die persönlich haftende Gesellschafterin der Arbeitgeber-KG, 
jetzt die M Vertriebs-GmbH, ist aus der Arbeitge-
ber-KG ausgeschieden. Daraufhin wurde am 16. Juli 1991 im Han­
delsregister eingetragen, daß die Gesellschaft der Arbeitgeber-KG 
aufgelöst ist. Die B GmbH & Co. KG, Holzkirchen, hat
die Filialbetriebe der Arbeitgeber-KG übernommen und ist Ar­
beitgeberin der in diesen Filialen beschäftigten Arbeitnehmer.
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Das Arbeitsgericht hat mit Beschluß vom 26. März 1991 dem 
Antrag des Betriebsrates stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht 
hat den Antrag mit Beschluß vom 9. Oktober 1991 abgewiesen. Gegen 
diese Entscheidung hat der Betriebsrat die vom Landesarbeitsge­
richt zugelassene Rechtsbeschwerde eingelegt. Er richtet seinen 
Antrag nunmehr gegen die B GmbH & Co. KG, Holzkir­
chen.

B. Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrates ist nicht begründet.

I. Der Antrag ist zulässig.

1. Der Betriebsrat ist als Antragsteller Beteiligter des vor­
liegenden Verfahrens. Die Fähigkeit, Beteiligter eines Beschluß­
verfahrens zu sein, hat der Betriebsrat nicht deswegen verloren, 
weil der Wuppertaler Betrieb stillgelegt worden ist und alle Be- 
triebsratsmitglieder gekündigt sind.

Mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben zwar die 
Betriebsratsmitglieder nach § 24 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG ihr Amt als 
Betriebsratsmitglied verloren. Das ist jedoch unschädlich, wenn 
die Beendigung der Arbeitsverhältnisse der Betriebsratsmitglieder 
und damit die Existenz des Betriebsrates auf einer Stillegung des 
Betriebes beruht. In solchen Fällen behält der Betriebsrat nach 
der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts über die 
Auflösung des Betriebes hinaus ein Restmandat zur Wahrnehmung 
aller sich im Zusammenhang mit der Betriebsstillegung ergebenden 
Aufgaben (vgl. zuletzt BAG Beschluß vom 20. April 1982, BAGE 38,
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284, 286 = AP Nr. 15 zu § 112 BetrVG 1972, zu B I 1 der Gründe, 
m.w.N.). Zu diesen Aufgaben des Betriebsrates gehört auch die 
Durchführung eines gerichtlichen Verfahrens zur Klärung der Fra­
ge, ob dem Betriebsrat anläßlich der Stillegung des Betriebes 
Beteiligungsrechte zustehen oder nicht.

Zutreffend sind die Vorinstanzen auch davon ausgegangen, daß 
der Betriebsrat nicht zuvor die Einigungsstelle anrufen und das 
Einigungsstellenverfahren abwarten muß. Die Durchführung des Ei­
nigungsstellenverfahrens ist keine Prozeßvoraussetzung für ein 
arbeitsgerichtliches Beschlußverfahren zur Feststellung des Be­
stehens oder Nichtbestehens eines erzwingbaren Mitbestimmungs­
rechtes des Betriebsrates und der davon abhängigen Zuständigkeit 
der Einigungsstelle. Auch das entspricht der ständigen Rechtspre­
chung des Bundesarbeitsgerichtes (vgl. Beschluß vom 24. November 
1981, BAGE 37, 102, 107 = AP Nr. 11 zu § 76 BetrVG 1972, zu B 1 
der Gründe).

2. Beteiligter des vorliegenden Verfahrens ist auch die 
B GmbH & Co. KG, Holzkirchen. Die vom Betriebsrat begehrte
Entscheidung betrifft diese in ihrer betriebsverfassungsrechtli­
chen Stellung, wenn sie - wie beantragt - ausspricht, daß der 
Betriebsrat auch dieser Gesellschaft gegenüber betriebsverfas­
sungsrechtliche Kompetenzen hat. Damit ist diese Gesellschaft 
kraft Gesetzes Beteiligte des vorliegenden Beschlußverfahrens 
(ständige Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts seit Beschluß 
vom 13. März 1984 - 1 ABR 49/82 - AP Nr. 9 zu § 83 ArbGG 1979).
Ob die vom Betriebsrat in Anspruch genommenen betriebsverfas-
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sungsrechtlichen Kompetenzen gegenüber dieser Geselschaft gegeben 
sind oder nicht, ist eine Frage der Begründetheit des Antrages, 
nicht aber eine solche der Beteiligung dieser Gesellschaften. 
Gegen die Beteiligtenfähigkeit dieser Gesellschaften bestehen 
keine Bedenken.

3. Der Antrag des Betriebsrates ist ausreichend bestimmt. Mit 
der Entscheidung über diesen Antrag steht unter den Beteiligten 
fest, ob der Betriebsrat anläßlich der Stillegung des Wuppertaler 
Betriebes die Aufstellung eines Sozialplanes verlangen und not­
falls zur Aufstellung des Sozialplanes die Einigungsstelle anru- 
fen kann mit der Folge, daß diese verbindlich über einen Sozial­
plan entscheidet. Das erforderliche Rechtsschutzinteresse folgt 
allein daraus, daß die Beteiligten insoweit unterschiedlicher An­
sicht sind.

II. Der Antrag des Betriebsrates ist nicht begründet.

1. Zu Recht begehrt der Betriebsrat allerdings die Feststellung 
seiner möglichen Beteiligungsrechte anläßlich der Stillegung des 
Wuppertaler Verwaltungsbetriebes gegen die jetzige Beteiligte, 
die B GmbH & Co. KG, Holzkirchen. In der Rechtsbe­
schwerdeinstanz ist unter den Beteiligten unstreitig geworden, 
daß diese Gesellschaft die Filialbetriebe der Arbeitgeber-KG 
durch Rechtsgeschäft übernommen hat und Arbeitgeberin der in die­
sen Filialbetrieben beschäftigten Arbeitnehmer geworden ist. Sie 
beschäftigt auch einige Arbeitnehmer weiter, die zuvor im Wupper­
taler Verwaltungsbetrieb tätig waren. Diese Betriebsnachfolge muß
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vor dem 16. Juli 1991 stattgefunden haben, dem Zeitpunkt, in dem 
dis Auflösung der Arbeitgeber-KG im Handelsregister eingetragen 
worden ist. Damit kann davon ausgegangen werden, daß die jetzige 
Beteiligte Betriebsnachfolgerin auch des in Auflösung begriffenen 
Wuppertaler Verwaltungsbetriebes geworden ist, zumal die Mehrzahl 
der hier beschäftigten Arbeitnehmer erst zum 31. März 1991 gekün­
digt worden sind. Von einer solchen Rechtsnachfolge hinsichtlich 
des Wuppertaler Verwaltungsbetriebes geht auch die jetzige Betei­
ligte selbst aus.

2. Der Betriebsrat kann jedoch anläßlich der Stillegung des 
Wuppertaler Verwaltungsbetriebes nicht die Aufstellung eines So­
zialplanes verlangen.

a) Das Landesarbeitsgericht hat seine den Antrag des Betriebs­
rates abweisende Entscheidung unter Bezugnahme auf die Entschei­
dung des Ersten Senats des Bundesarbeitsgerichts vom 20. April 
1982 (- 1 ABR 3/80 - BAGE 38, 284 = AP Nr. 15 zu § 112 BetrVG 
1972) damit begründet, daß Beteiligungsrechte des Betriebsrates 
nach §§ 111 ff. BetrVG nur gegeben sind, wenn im Betrieb ein Be­
triebsrat schon in dem Zeitpunkt besteht, in dem sich der Arbeit­
geber entschließt, eine Betriebsänderung durchzuführen. Die Tat­
sache allein, daß der Arbeitgeber zu diesem Zeitpunkt damit rech­
nen müsse, daß demnächst ein Betriebsrat gewählt würde, lasse für 
einen erst danach gewählten Betriebsrat Beteiligungsrechte nicht 
mehr entstehen. Der Beschluß, den Wuppertaler Betrieb stillzule­
gen, sei spätestens am 25. Juli 1990 gefaßt worden, als der Ar­
beitgeber die Belegschaft von der beabsichtigten Stillegung des 
Betriebes unterrichtet habe.
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b) Dieser Entscheidung folgt der Senat sowohl im Ergebnis als 
auch in der Begründung. In der genannten Entscheidung vom 
20. April 1982 hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aus­
gesprochen, daß der erst während der Durchführung einer Betriebs­
stillegung erstmals gewählte Betriebsrat die Aufstellung eines 
Sozialplanes nicht mehr verlangen könne. Werde ein Betriebsrat 
erst zu einem Zeitpunkt gewählt, zu dem die Planung über die Be­
triebsänderung bereits abgeschlossen und mit der Durchführung des 
Planes begonnen worden ist, dann bleibe zunächst für den Versuch 
eines Interessenausgleichs mit dem Betriebsrat kein Raum mehr.
Ein erstmals während einer schon im Vollzug begriffenen Betriebs­
änderung gewählter Betriebsrat könne die unternehmerische Ent­
scheidung über die Betriebsänderung, um die es bei dem Versuch 
eines Interessenausgleichs gehe, nicht mehr beeinflussen.

Der Erste Senat hat aber auch einen Anspruch des Betriebsra­
tes auf Abschluß eines Sozialplanes in einem solchen Falle ver­
neint, obwohl ein Sozialplan auch noch nach Durchführung und Ab­
schluß der Betriebsänderung vereinbart werden kann. Er hat dies 
damit begründet, daß die Unterrichtungs- und Beratungspflicht des 
Unternehmens, dessen Pflicht zum Versuch eines Interessenaus­
gleichs und zur Vereinbarung eines Sozialplanes in einem systema­
tischen und funktionalen Zusammenhang stehen. Zweck des erzwing­
baren Sozialplanes sei es, die unternehmerische Willensbildung 
über die Betriebsänderung so zu steuern, daß diese freie unter­
nehmerische Entscheidung die sozialen Belange der Belegschaft an-
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gemessen berücksichtigt, weil anderenfalls mit entsprechenden fi­
nanziellen Belastungen für das Unternehmen infolge des erzwingba­
ren Sozialplanes zu rechnen sei. Von daher sei auch nach dem Wil­
len des Gesetzes der Sozialplan grundsätzlich vor Durchführung 
der Betriebsänderung mit dem Arbeitgeber zu vereinbaren. Auch der 
Unternehmer habe ein berechtigtes und schützenswertes Interesse 
daran zu wissen, welche finanziellen Auswirkungen ein Sozialplan 
mit sich bringt, bevor er sich endgültig für eine Betriebsände­
rung entscheidet und Maßnahmen zu ihrer Durchführung ergreift. 
Bestehe bis zum Abschluß des Planungsstadiums und noch bei Beginn 
der Durchführung der Betriebsänderung kein Betriebsrat, dann 
könne der Unternehmer etwaige finanzielle Belastungen durch einen 
Sozialplan nicht einkalkulieren. Die Kalkulationsgrundlagen sei­
ner Entscheidung würden wesentlich verändert, wenn ein erst wäh­
rend der Durchführung der Betriebsänderung errichteter Betriebs­
rat noch die Aufstellung eines Sozialplanes verlangen könne.

c) An diese Überlegung anknüpfend macht der Betriebsrat im vor­
liegenden Falle allerdings geltend, der Arbeitgeber habe die Be­
lastungen eines Sozialplanes in seine Überlegungen einbeziehen 
können, da er schon am 2. Juli 1990 gewußt habe, daß ein Be­
triebsrat gewählt werden solle. Entschließe sich der Arbeitgeber 
erst danach, eine Betriebsänderung durchzuführen, sei kein Grund 
mehr dafür gegeben, den Arbeitgeber von Beteiligungsrechten des 
zu wählenden Betriebsrates anläßlich der Betriebsänderung freizu­
stellen (so auch Däubler/Kittner/Klebe/Schneider, BetrVG,
3. Auf1., § 111 Rz 113, 114).
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Dieser Ansicht folgt der Senat nicht. Beteiligungsrechte des 
Betriebsrates und damit die Pflicht des Arbeitgebers, den Be­
triebsrat zu beteiligen, entstehen in dem Moment, indem sich der­
jenige Tatbestand verwirklicht, an den das Beteiligungsrecht an­
knüpft. Das ist bei den Beteiligungsrechten des Betriebsrates 
nach den §§ 111 ff. BetrVG die geplante Betriebsänderung. Eine 
solche geplante Betriebsänderung liegt dann vor, wenn der Arbeit­
geber aufgrund abgeschlossener Prüfungen und Vorüberlegungen 
grundsätzlich zu einer Betriebsänderung entschlossen ist. Von 
diesem Zeitpunkt an hat er den Betriebsrat zu unterrichten und 
die so geplante Betriebsänderung mit ihm zu beraten (BAG Urteil 
vom 17. September 1974 - 1 AZR 16/74 - BAGE 26, 257 = AP Nr. 1 zu 
§ 113 BetrVG 1972; BAG Beschluß vom 13. Dezember 1978 - GS 1/77 - 
BAGE 31, 176 = AP Nr. 6 zu § 112 BetrVG 1972; Fitting/Auffarth/ 
Kaiser/Heither, BetrVG, 17. Aufl., § 111 Rz 35; Galperin/Lö- 
wisch, BetrVG, 6. Aufl., § 111 Rz 38; Fabricius, GK-BetrVG,
4. Aufl., § 111 Rz 69). Besteht zu diesem Zeitpunkt kein Be­
triebsrat im Betrieb, können auch Beteiligungsrechte des Be­
triebsrates an der geplanten Betriebsänderung nicht gegeben sein.

Dem steht nicht entgegen, daß spätere Maßnahmen des Arbeit­
gebers, die der Durchführung der geplanten Betriebsänderung die­
nen, der Beteiligung eines jetzt bestehenden Betriebsrates unter­
liegen, daß beispielsweise der Betriebsrat vor einer auszuspre­
chenden Kündigung gern. § 102 BetrVG anzuhören ist oder eine Ver­
setzung nach § 99 BetrVG zustimmen muß. Diese Maßnahmen erfüllen 
neue und andere Beteiligungstatbestände als die geplante Be­
triebsänderung. Aus ihrer Beteiligungspflichtigkeit folgt daher
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nicht, daß auch die vorausgegangene geplante Betriebsänderung 
nachträglich einer Beteiligung des Betriebsrates unterworfen wer­
den muß.

Aus dem Betriebsverfassungsgesetz ergibt sich auch keine 
Verpflichtung des Arbeitgebers, mit einer an sich beteiligungs­
pflichtigen Maßnahme solange zu warten, bis im Betrieb ein funk­
tionsfähiger Betriebsrat vorhanden ist, und zwar auch dann nicht, 
wenn mit der Wahl eines Betriebsrates zu rechnen und die Zeit bis 
zu dessen Konstituierung absehbar ist. Dementsprechend hat auch 
der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts in seinem Urteil vom 
23. August 1984 (- 6 AZR 520/82 - BAGE 46, 282 = AP Nr. 36 zu 
§ 102 BetrVG 1972) ausgesprochen, daß der Arbeitgeber nicht ver­
pflichtet ist, mit dem Ausspruch der Kündigung eines Arbeitneh­
mers zu warten, bis sich der Betriebsrat konstituiert hat. Eine 
solche Verpflichtung folgt auch nicht aus § 2 Abs. 1 BetrVG, der 
die Betriebspartner zur vertrauensvollen Zusammenarbeit ver­
pflichtet. Durch diese Bestimmung wird lediglich die Art der Aus­
übung der nach dem Betriebsverfassungsrecht ohnehin bestehenden 
Rechte und Pflichten geregelt, nicht aber werden dadurch für die 
Betriebspartner zusätzliche Rechte und Pflichten begründet, ins­
besondere nicht die Pflicht des Arbeitgebers, mit der Vornahme 
einer an sich beteiligungspflichtigen Maßnahme so lange zu war­
ten, bis im Betrieb ein Betriebsrat gewählt ist und dieser sich 
konstituiert hat.

Das gilt unabhängig davon, wie lang eine solche Wartezeit 
höchstens sein dürfte und mit welcher Sicherheit mit der Wahl 
eines Betriebsrates zu rechnen ist.

- 15 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


15

d) Wenn der Betriebsrat schließlich geltend macht, der Arbeit­
geber habe sich zur Stillegung des Betriebes erst entschlossen, 
nachdem er von der beabsichtigten Wahl eines Betriebsrates erfah­
ren habe, und nur, um den aus der Wahl eines Betriebsrates sich 
ergebenden Schwierigkeiten und Bindungen zu entgehen, so sind 
Tatsachen, die eine solche Annahme rechtfertigen könnten, vom Be­
triebsrat nicht vorgetragen worden. Der Betriebsrat hat insoweit 
lediglich behauptet, daß dem Arbeitgeber am 2. Juli 1990 mitge­
teilt worden sei, daß ein Betriebsrat gewählt werden solle. Auch 
wenn zugunsten des Betriebsrates von der Richtigkeit dieser Be­
hauptung ausgegangen wird, folgt daraus noch nicht, daß der um 
den 20. Juli 1990 herum gefaßte Beschluß, den Wuppertaler Betrieb 
stillzulegen, nur aus diesem Grund gefaßt worden ist. Es ent­
spricht keineswegs allgemeiner Lebenserfahrung, daß Betriebe nur 
deswegen stillgelegt werden, weil in ihnen ein Betriebsrat ge­
wählt werden soll. Hinzu kommt, daß der Kaufmann G schon
vor dem 2. Juli 1990, nämlich am 14. Juni 1990, einen Unterneh­
mensberater beauftragt hat und daher schon aus diesem Grunde da­
von ausgegangen werden kann, daß der Kaufmann G , der die
Unternehmen der B -Gruppe kurz zuvor erworben hatte, sich
mit dem Gedanken trug, auf der Grundlage der Vorschläge des Un­
ternehmensberaters ggf. Maßnahmen zu ergreifen, die sich be­
triebsverfassungsrechtlich als Betriebsänderungen darstellen. Es 
kann daher dahingestellt bleiben, ob in einem solchen Ausnahme­
fall Beteiligungsrechte des Betriebsrates an der Betriebsstille­
gung auch dann gegeben sind, wenn der Betriebsrat erst nach Ab­
schluß der Planung gewählt wird.
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Damit erweist sich die Entscheidung des Landesarbeitsge­
richts als zutreffend, so daß die Rechtsbeschwerde des Betriebs­
rates unbegründet ist.

Matthes Dr. Freitag Hauck
Kahler Seyd

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	3

	5

	6

	7

	8

	9

	10

	13

	14

	15


